
Stellungnahme zum Hinweisverfahren 2017/46 der Clearingstelle EEG/KWKG 

„Mieterstromzuschlag: Gebäude, Nebenanlagen und Verbrauch im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang“ 

Verfahrensfrage: 

3. Unter welchen Voraussetzungen liegt ein Verbrauch „im unmittelbaren räumlichen Zusam-
menhang“ i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG2017 vor? 

Entwurf Leitsatz:  

Der Begriff des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs ist in enger Anlehnung an die Defini-
tion der Eigenversorgung (§ 3 Nr. 19 EEG2017) auszulegen und anzuwenden. Hierzu kann auf 
den Leitfaden der Bundesnetzagentur (BNetzA) zur Eigenversorgung zurückgegriffen werden. 
Demnach verschließt es sich einer pauschalen Vorgabe im Rahmen dieses Hinweisverfahrens, 
unter welchen Voraussetzungen das Kriterium des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs 
vorliegt. Dies ist nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalls unter Beachtung des Normcha-
rakters zu prüfen. Eine rein gebietsbezogene Auslegung nach einer starren Maximaldistanz zwi-
schen Erzeugung und Verbrauch oder nach der Zugehörigkeit zum selben Netzbereich reicht für 
das Kriterium des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs im Sinne des Mieterstromzu-
schlags nicht aus (s. Abschnitte 2.2.2, 2.3 und 2.5 des Hinweises). 

Stellungnahme: 

Die Bundesnetzagentur begrüßt die Durchführung des Verfahrens 2017/46 der Clearingstelle 
EEG/KWKG zum „Mieterstromzuschlag: Gebäude, Nebenanlagen und Verbrauch im unmittelba-
ren räumlichen Zusammenhang“. Das Hinweisverfahren ist geeignet, viele in der Praxis auftre-
tende Rechtsfragen zu klären.  

Die Bundesnetzagentur unterstützt insbesondere die im Hinweisentwurf vom 23. Februar 2018 
von der Clearingstelle EEG/KWKG befürwortete Auslegung des Begriffs „Verbrauch im unmittel-
baren räumlichen Zusammenhang“ i. S. d § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr.1 EEG2017.  

Zutreffend stellt der Entwurf fest, dass die Kundenanlage im Sinne von § 3 Nr. 24a EnWG nicht 
die Grenze dessen beschreibt, was als unmittelbarer räumlicher Zusammenhang i. S. d. § 21 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 anzusehen ist. Vielmehr würde eine Beschränkung auf die Kun-
denanlage den Anwendungsbereich des Mieterstromzuschlags für bestimmte Fälle unzulässig 
verengen. Dies folgt bereits aus § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017. Danach setzt der Mieter-
stromzuschlag voraus, dass keine Durchleitung des Stroms durch ein „Netz“ erfolgt. Der Ge-
setzgeber trifft damit eine abschließende Regelung über die rechtliche Qualität der Leitungen, 
durch die der Strom durchgeleitet werden kann, um die Anspruchsvoraussetzungen des Mieter-
stromzuschlags zu erfüllen. Unter „Netz“ ist dabei nach § 3 Nr. 35 EEG 2017 „die Gesamtheit 
der miteinander verbundenen technischen Einrichtungen zur Abnahme, Übertragung und Vertei-
lung von Elektrizität für die allgemeine Versorgung“ zu verstehen. Es handelt sich um eine ei-
genständige, vom Begriff des „Energieversorgungsnetzes“ in § 3 Nr. 16 EnWG unabhängige 
Definition (vgl. Hennig/von Dredow/Valentin, in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Hennig/Schomerus, 
EEG, 5. Aufl., § 3 Rn. 239). Der Begriff entspricht inhaltlich vielmehr dem Begriff „Energiever-
sorgungsnetz der allgemeinen Versorgung“ nach § 3 Nr. 17 EnWG (vgl. Hennig/von Bre-
dow/Valentin, a. a. O., § 3 Rn. 242). Voraussetzung für die Durchleitung durch ein „Netz“ im 
Sinne von § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 ist daher, dass der Strom durch ein Energiever-
sorgungsnetz durchgeleitet wird, das der Verteilung von Energie an Dritte dient und von seiner 
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Dimensionierung nicht von vornherein nur auf die Versorgung bestimmter, schon bei der Netzer-
richtung feststehender oder bestimmbarer Letztverbraucher angelegt ist, sondern grundsätzlich 
für die Versorgung jedes Letztverbrauchers offensteht. Mit anderen Worten: Die Durchleitung 
durch ein Energieversorgungsnetz, das kein Energieversorgungsnetz der allgemeinen Versor-
gung ist, ist für den Mieterstromzuschlag unschädlich (vgl. Hennig/Valentin/von Bredow, a. a. O., 
§ 21 Rn. 49).  

Diese klare Regelung würde unterlaufen, wenn man den „unmittelbaren räumlichen Zusammen-
hang“ nach § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 auf die Kundenanlage beschränken würde. Denn 
der Begriff der „Kundenanlage“ grenzt sich vom Begriff des „Energieversorgungsnetzes“ nach 
§ 3 Nr. 16 EnWG ab, nicht vom Begriff des „Energieversorgungsnetzes der allgemeinen Versor-
gung“ nach § 3 Nr. 17 EnWG. Würde man also den Mieterstromzuschlag auf die Kundenanlage 
begrenzen, wäre entgegen § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 der Mieterstromzuschlag auch 
bei Durchleitung durch ein Energieversorgungsnetz, das nicht der allgemeinen Versorgung 
dient, ausgeschlossen.  

Es kommt hinzu – auch darauf geht der Hinweisentwurf zutreffend ein –, dass der Begriff der 
„Kundenanlage“ nach § 3 Nr. 24a EnWG nicht ausschließlich anhand von räumlichen Kriterien 
bestimmt wird. Vielmehr ist das Tatbestandsmerkmal des „räumlich zusammengehörenden Ge-
biets“ lediglich eines von mehreren Voraussetzungen für das Vorliegen einer Kundenanlage. 
Zentrales Kriterium ist, dass die Anlage jedermann zum Zwecke der Belieferung der Letztver-
braucher diskriminierungsfrei und unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird (vgl. BGH, Beschluss 
vom 18.10.2011 – EnVR 68/10 – juris, Rn. 12; Beschluss vom 12.11.2013 – EnVR 11/13 – 
Rn. 2; OLG Frankfurt a.M., Beschluss vom 08.03.2018 – 11 W 40/16 (Kart), S. 11 f UA, n.v.). 
Allein aus der Tatsache, dass bestimmte Leitungen nicht als Kundenanlage qualifiziert sind, folgt 
daher nicht, dass sie sich nicht in einem räumlich zusammengehörenden Gebiet befinden kann. 
Erhebt der Betreiber beispielsweise unmittelbar oder mittelbar ein Nutzungsentgelt, handelt es 
sich nicht um eine Kundenanlage (vgl. OLG Frankfurt a.M., Beschluss vom 08.03.2018 – 11 W 
40/16 (Kart), S. 12 ff.). Der Anspruch auf Mieterstromzuschlag kann aber gleichwohl bestehen, 
sofern dieses Netz nicht der allgemeinen Versorgung dient. Allein in den Fällen, in denen ein-
deutig feststeht, dass bestimmte Leitungsanlagen auch deshalb keine Kundenanlage sind, weil 
sie sich nicht auf einem räumlich zusammengehörigen Gebiet befinden, mag dies als Indiz dafür 
gewertet werden können, dass es erst recht auch am unmittelbaren räumlichen Zusammenhang 
nach § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 fehlt.  

In anderen Fällen hingegen könnte durch das Verwenden des Begriffs der Kundenanlage i. S. d. 
§ 3 Nr. 24 a EEG als Maßstab für den „unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ die Anwen-
dung des geförderten Mieterstrommodells unzulässig ausgeweitet werden. Dies könnte bei-
spielsweise der Fall sein, wenn der unmittelbare räumliche Zusammenhang durch eine Straße 
oder ähnliche trennende Elemente durchbrochen wäre, man aber gleichwohl noch von einer 
Kundenanlage ausgehen könnte. Zutreffend stellt der Hinweisentwurf fest, dass das Vorliegen 
des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs im Rahmen einer Einzelfallprüfung zu bewerten 
ist.  

Soweit der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf auf die „Kundenanlage“ Be-
zug nahm (vgl. BR-Drs. 347/17 vom 02.06.2017, S. 1), lässt sich damit keine abweichen Ausle-
gung begründen. Denn die Stellungnahme bezieht sich nicht auf den letztlich beschlossenen 
Wortlaut des Gesetzes, sondern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung (BR-Drs. 347/17 
vom 27.04.2017). Die von der Clearingstelle in Rz. 71 angeführten Erwägungen, die gegen das 
Heranziehen des Begriffs der Kundenanlage sprechen, wie der Bundesrat sie vorgeschlagen 
hatte, finden die Unterstützung der BNetzA. Insbesondere der Hinweis, dass der Begriff der 
Kundenanlage selbst schon sehr umstritten ist, wiegt schwer. Es erscheint wenig sinnvoll, die 
Auslegungsschwierigkeiten des einen Begriffs in die Tatbestandsmerkmale eines anderen un-
bestimmten Rechtsbegriffs hineinzuziehen. 


